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Landesraumordnungprogramme und Landesentwick-lungs​leitbilder in Österreich.

1. Rechtliche Grundlagen und Anforderungen.

Die Raumordnungsgesetze der Länder bestimmen die Anforderungen, die an Lan​desraum​ordnungsprogramme oder Landesraumpläne gestellt werden. Für Wien gibt es nur eine Bauordnung, deren Stammgesetz auf das Jahr 1930 zurückreicht, sie enthält keine Rechts​grundlage für die Instrumente Stadtentwicklungsplan, Strategieplan oder Bezirksentwicklungsplan.

Wesentliche Aussagen sind: 

· die Verpflichtung zu Erlassung einer Verordnung, in vier Ländern auch die Bestimmung, dass diese Verordnung aus Wortlaut und grafischer Darstellung bestehen muss (bemerkenswert ist die Formulierung im Vorarlberger Raum​planungsgesetz, dass die Regierung Landesraumpläne zu erlassen hat, „wenn im überörtlichen Interesse Regelungen zur Erreichung von Raumord​nungszielen erforderlich sind“)

· die Festlegung der angestrebten Ziele (und Grundsätze) sowie die zu deren Erreichung erforderlichen Maßnahmen (in zwei Bundesländern wird auch eine Reihung der Maßnahmen angesprochen)

· die Festlegung von Grundsätzen für die örtliche Raumplanung (allerdings nur in den Ländern Burgenland, Salzburg und Steiermark), in der Steiermark auch für regionale Entwicklungsprogramme

· die Berücksichtigung von Planungen des Bundes (soweit diese verpflichtend sind) oder die Bedachtnahme auf andere Planungen des Bundes und der be​nachbarten Bundesländer – die Bedachtnahme auf Planungen der Gemeinden ist in 5 Ländern gefordert, jene auf Planungen anderer Planungsträger in 3 Ländern, die Bedachtnahme auf Planungen im benachbarten Ausland ist nur in Kärnten und den drei westlichen Bundesländern vorgesehen (in Salzburg nur, soweit diese durch Staatsverträge oder Vereinbarungen gemäß Art.15a B-VG verbindlich gemacht worden sind oder soweit dies „ohne Beeinträchti​gung der Interessen des Landes möglich ist“), in der Steiermark soll auch auf Planungen sonstiger Körperschaften öffentlichen Rechts und von Unterneh​mungen von besonderer Bedeutung Bedacht genommen werden

Detaillierte Vorgaben für die Ausgestaltung der Landesentwicklungsprogramme oder Landesraumpläne gibt es nur im Burgenland, in Salzburg, der Steiermark und in Tirol. 

Der Raumordnungsplan des Burgenlandes soll nach § 2a BRPlG das Landesgebiet „räumlich funktionell“ gliedern und dabei Verbotszonen („jedenfalls“ Natur- und Land​schaftsschutzgebiete und geschützte Landschaftsteile) und Eignungszonen für Maßnahmen festlegen.

Das Salzburger Landesentwicklungsprogramm hat nach § 7 SROG „insbesondere“ auch die zentralen Orte und die Entwicklungs- und Hauptverkehrsachsen zu bestimmen, grundlegende Aussagen über die Siedlungsstrukturen und Siedlungs​dichten zu treffen und das Land in Planungsregionen zu gliedern.

Das Landesentwicklungsprogramm der Steiermark hat nach § 9 StROG insbeson​dere zu enthalten: 

· die anzustrebende Raumstruktur des Landes 

· die Fach- und Investitionsplanung zur Verbesserung der Raumstruktur 

· die Festlegung der Planungsregionen

· die Grundsätze für die in regionalen Entwicklungsprogrammen anzustre​bende planliche Festlegung und zu treffenden Maßnahmen  

· die Grundsätze für die im Bereich der örtlichen Raumplanung anzustreben​den überörtlichen planlichen Festlegungern und Maßnahmen

In Tiroler Überörtlichen Raumordnungsprogrammen können nach § 7 TROG an Maßnah​men „insbesondere“ festgelegt werden:

· die Freihaltung bestimmter Gebiete oder Grundflächen für Zwecke der Land​wirtschaft, der Erhaltung der Landschaft, ökologisch wertvoller Gebiete oder zum Schutz von Wasservorkommen

· die Vorbehaltung bestimmter Gebiete oder Grundflächen für die Ansiedlung von Gewerbe- und Industriebetrieben, die Errichtung infrastruktureller Anla​gen, die für den Tourismus von besonderer Bedeutung sind oder zur Gewin​nung von Rohstoffen

· die Freihaltung von Grundflächen für die Errichtung von Gebäuden oder sonstigen Anlagen von überörtlicher Bedeutung (für öffentliche Zwecke), z.B. für Schulen, Amtsgebäude, Krankenhäuser, Wasser- und Abwasseranlagen usw.

· die Freihaltung bestimmter Grundflächen „unbeschadet der jeweiligen Pla​nungs​kompetenz“ für die Errichtung von überörtlichen Verkehrswegen 

· die Begrenzung der Zulässigkeit der Widmung von (unterschidlichem) Bau​land (bis zu bestimmten Grenzen) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Gemeinden

Wie sieht nun die Wahrnehmung der gesetzlichen Verpflichtungen aus?

F. SCHINDEGGER hat im Jahre 2000 unter dem Titel „Raumplanung – wohin?“ festgestellt: 

„Überörtliche Raumplanung im ordnungspolitischen Sinn findet trotz gesetzlicher Verpflichtung nur ausnahmsweise statt, der Steuerungsanspruch wird nicht umge​setzt, Regionalplanung zieht sich auf die Ausweisung von Tabuflächen zurück.“ und weiters:

„Die Umsetzung des Raumordnungsrechtes wird (also) nicht als gesetzlicher Auf​trag für Raumplanung verstanden, sondern lediglich als Rahmen für den Fall, dass Politik sich zu Planung veranlasst sieht.“ (1)

F. RAUTER hat dies im Dezember 2001 schlicht beschrieben: „Im überörtlichen Bereich besteht (hingegen) verstärkter Handlungsbedarf.“ (2)

2. Raumordnungsprogramme und Entwicklungsleitbilder der Länder.   
Die nachfolgende Darstellung der Raumordnungs-/Entwicklungsprogramme und Entwicklungsleitbilder der Länder wird nach dem Grad der Verbindlichkeit, den Ländern und der Entstehungszeit strukturiert. Dabei sollte nicht vergessen werden, dass die ersten Programme ohne Rechtsgrundlage in den bzw. für die westlichen Bundesländer erstellt worden sind. Die frühen Programme für Tirol und Vorarlberg markieren gleichzeitig den großen Gestaltungsbogen, der um 1970 aufgezeigt worden ist.

Das Entwicklungsprogramm für das Land Tirol 1970-75, das von einer Landes​kommission für Entwicklungsfragen erstellt und im August 1970 von der Landesre​gierung beschlossen worden ist, wurde von Landeshauptmann Eduard Wallnöfer „der Öffentlichkeit über​geben“, wie es im Vorwort geheißen hat. Das Programm wurde von „unten her“ erarbeitet, von den (55) Kleinregionen und Bezirken, und enthält konkrete Vorschläge für Maßnahmen, die „der gesellschaftlichen, wirt​schaftlichen und kulturellen Weiterent​wicklung unseres Volkes dienen.“ Das Pro​gramm für Tirol ist vorangestellt, die Vorschläge für Bezirke und Kleinregionen fol​gen. Bemerkenswert ist, dass die Grundzüge eines Tiroler Raumordnungsgesetzes enthalten sind und für die Finanzierung von „Starthilfen“ für entlegene Gebiete ein „Sonderprogramm“ im Landeshaushaltsplan eingerichtet worden ist.

1971 legte Univ. Prof. Dr. R. Wurzer (TU Wien) ein zweibändiges Werk „Raumord​nung Vorarlberg“ vor, das im ersten Teil eine umfassende Strukturanalyse des Landesgebiets und im zweiten Teil den Entwurf eines Landesent​wicklungsprogramms Vorarlberg ent​hielt. Es „erhellte“ die damaligen akademi​schen Vorstellungen über derartige Entwick​lungsprogramme und enthielt mehrere Modelle der künftigen Raumentwicklung, die sich vor allem durch die geplante Entwicklung des Verkehrswegenetzes und der zentralen Orte  unterschieden. Die Landesregierung hat dem Entwurf nicht zugestimmt, 1973 als letztes Bundesland ein Raumplanungsgesetz erlassen und 1976 „Grundsätze für die Durchführung der überörtlichen Raumplanung“ angenommen. 20 Jahre später wurden diese als „Grund​sätze für die Raumplanung durch das Land Vorarlberg“ aktualisiert.

2.1. Verordnete Entwicklungsprogramme.

Bis heute haben vier Bundesländer Raumordnungspläne oder Entwicklungspro​gramme erlassen. Im 1977 wurde das Landesentwicklungsprogramm für die Stei​ermark (LGBl. 53/1977), 1978 das Oberösterreichische Landesraumordnungspro​gramm (LGBl. 30/1978) als Verordnung erlassen. Dann dauerte es bis Anfang der Neunzigerjahre, bis die Bundes​länder Burgenland einen Landesraumplan (LGBl. 25/1992) und ein Landesentwick​lungsprogramm (LGBl. 48/1994, i.d.F. 37/2000) sowie Salzburg ein Landesentwicklungs​programm (LGBl.80/1994, i.d.F. 29/2000) als Verordnung kundmachten.

Das Landesentwicklungsprogramm für die Steiermark wurde vom Gesetzgeber als „Entwicklungsleitbild“ bezeichnet, das für Bevölkerung und Planungsträger Orien​tierungshilfe sein soll. Die Verwirklichung der konkretisierten Ziele sollte mit den „jeweils verfügbaren öffentlichen Mitteln“ erfolgen. 

· Ein Netz zentraler Orte mit drei funktionellen Ausrichtungen (Arbeitsstandorte - Versorgungsstandorte – Siedlungsschwerpunkte) und vier hierarchischen Stufen (Kernstadt – regionales Zentrum – regionales Nebenzentrum – Nah​versorgungs​zentrum) wurde zur „Ordnung der Raumstruktur“ definiert. 

· 16 Planungsregionen wurden als „räumliche Einheiten bestimmt, die die er​forder​lichen räumlichen Voraussetzungen für möglichst alle Daseinsfunktio​nen bieten und optimal ausgestattete und in sich geschlossene Lebens​räume“ darstellen, auf die sich die Regionalplanung auszurichten hat (in der Regel bestehende politische Bezirke). 

· Die Grundsätze für die anzustrebenden überörtlichen planlichen Festlegun​gen und Maßnahmen sind festgehalten. Planungsräume sollen dann als Teil​räume einer Planungsregion ausgewiesen werden, wenn „besondere Raum​strukturen“ vorliegen. 

· Außerdem werden Grundsätze für die in 12 Entwicklungsprogrammen für Sach​bereiche zu treffenden Maßnahmen und Festlegungen sowie für den 

· Bereich der örtlichen Raumplanung anzustrebenden Festlegungen und Maß​nahmen beschrieben.

Im Juli 2001 hat die Steiermärkische Landesregierung den Auftrag erteilt, ein sek​torübergreifendes Landesentwicklungsleitbild als Grundlage zur Neufassung des Landesentwicklungsprogramms zu erstellen. Der Entwurf wird im Juli 2003 vor​gelegt werden.

Das Oberösterreichische Landesraumordnungsprogramm 1978 schreibt die all​gemeinen Ziele der Landesentwicklung und die zur Erreichung erforderlichen Maß​nahmen sowie die räumliche Gliederung des Landesgebiets fest.

Die räumliche Struktur des Landes wird durch eine „strukturelle Gliederung“ in drei Raumtypen (Verdichtungsgebiete – Ländlicher Raum – Entwicklungsgebiete) sowie durch eine „räumlich administrative Gliederung“ in Planungsregionen und zentrale Orte definiert.

· Die Raumtypen werden inhaltlich und räumlich definiert, vier Entwicklungs​gebiete sind besondere Anliegen der Raumentwicklungspolitik.

· Die 18 politischen Bezirke und Statutarstädte des Landes werden zu 13 Pla​nungsregionen zusammengefasst, sie sollen die „räumliche und organisato​rische Einheit für die regionalen Raumordnungsprogramme“ bilden. Teilregi​onen werden dort vorgesehen, wo die Versorgung durch das Regionszent​rum nicht gewährleistet erscheint oder nicht angestrebt wird.

· Die Hierarchie der zentralen Orte wird durch ein dreistufiges System be​schrieben (überregionale Zentren – regionale Zentren – regionale Neben​zentren), alle anderen Gemeinden des Landes werden als „Gemeinden ohne Zentralität“ beschrieben. 

Das Oberösterreichische Landesraumordnungsprogramm 1998 (LGBl.72/1998) „legt die Durchführung der Raumordnungsziele und –grundsätze sowie der Aufga​ben der überörtlichen Raumordnung, die allgemeinen Maßnahmen der Landesent​wicklung sowie die räumliche Gliederung des Landesgebiets fest.“

Zahl und Beschreibung der Raumtypen wurde geändert. Es werden nun

· Statutarstädte (3)

· städtische Umlandgebiete

· Ländlicher Raum

· Ländlicher Raum mit Tourismusfunktion,

· Verdichtungsgebiete im ländlichen Raum und

· Ländlicher Raum mit Verdichtungsgebieten und Tourismusfunktion unter​schieden.

Für jeden Raumtypus werden Ziele und Maßnahmen bestimmt.

Das System der Zentralen Orte wurde erweitert und modifiziert. Neben dem über​regionalen Zentrum werden nun zentrale Orte im Stadt-Umland-Bereich, Regional​zentren im Ländlichen Raum und Kleinzentren angeführt. Außerdem werden die zentrenspezifischen Aufgaben genannt. „Gemeinden ohne Zentralität“ haben die kommunale Grundver​sorgung zu gewährleisten.

Die wesentlichsten Veränderungen gegenüber der Verordnung aus dem Jahre 1978 betreffen den Verzicht auf die Definition von Planungsregionen, die detail​lierten Ziel- und Maßnahmenformulierungen für die Raumtypen sowie die stärkere Anpassung der Zentrale Orte-Hierarchie an den Ist-Stand und die Einführung der NUTS III-Gebiete.

Das Burgenländische Landesentwicklungsprogramm (LGBl. 48/1994, i.d.F. 37/2000) ist, obwohl erst 1994 als Verordnung erlassen, dem Typ der älteren Pro​grammen zuzurechnen, da dieses im Wesentlichen eine Zusammenführung der drei regionalen Entwicklungs​programme für das Nördliche, Mittlere und Südliche Burgenland aus den Jahren 1979-1982 ist. 

Überraschend klar und prominent werden die Wirkungen des Programms be​schrieben:

· regionale Entwicklungsprogramme, Flächenwidmungspläne, Bebauungs​pläne und –richtlinien haben zu entsprechen

· bestehende Flächenwidmungspläne, die nicht entsprechen, sind innerhalb von 5 Jahren anzupassen

· Maßnahmen des Landes als Träger von Privatrechten dürfen nicht wider​sprechen

Die wesentlichen Aussagen des Programms sind den Anlagen zu entnehmen:

Die Gestaltungselemente der räumlichen Struktur werden in Form von Standorten und Zonen beschrieben.

· Zentrale Standorte werden als „Schwerpunktangebot an öffentlichen und pri​vaten Diensten“, „kulturelle Angebote mit überörtlicher Reichweite“ und als Bevölkerungsschwerpunkte des Landes in drei Stufen (Stufe 3 – Landes​hauptstadt, Stufe 2 – Bezirkshauptorte und Stufe 1) beschrieben.

· Standorte für Gewerbe und Industrie haben „hochwertige Arbeitsplätze von regionaler und überregionaler Bedeutung“ und werden nach zwei Stufen un​terschieden (Stufe 2 – 19 Gemeinden als 14 Standorte und Stufe 1 – 16 Ge​meinden als 11 Standorte).

· Tourismus-Standorte haben eine besondere Eignung für den Tourismus, sie werden in 3 Stufen unterschieden (Stufe 3 – Eisenstadt, Stufe 2 – 25 Ge​meinden als 24 Standorte und Stufe 1 – 16 Gemeinden als 15 Standorte).

Alle übrigen Gemeinden sind „allgemeine Standorte“.

(Nach der Raumplanungsgesetz-Novelle 1994 können Gemeinden wegen ihrer Wirt​schafts-, Versorgungs- und Tourismusfunktion mit Verordnung des Landes als Einkaufs​orte bestimmt werden – derzeit gibt es 11 Einkaufsorte).

Zonen sind „funktional abgegrenzte Gebiete mit besonderen Eignungen, Ent​wicklungsperspektiven oder Schutzinteressen. Es werden drei Zonen unterschie​den:

· Tourismus-Eignungszonen mit „landschaftlicher und funktioneller Eignung – Verbot beeinträchtigender Nutzungen

· Schutzzonen (Nationalpark, Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Grund​wasserschutz- und –schongebiete) 

· Sonderschutzzone Neusiedlersee mit den Unterscheidungen Tourismus-Eignungszone, Übergangsbereich als geschlossene Zone der Seewiese (begrenzte Tourismus-investitionen) und Tourismus-Ausbauzone (Bootshä​fen, keine neuen Ferien​siedlungen)

Die Anlage B ist eine „Plandarstellung“ im Maßstab 1:400.000 mit allen Standorten und Zonen der Anlage A.

Grundsätze für die örtliche Raumplanung beschließen das Programm.

Der Burgenländische Landesraumordnungsplan für Maßnahmen, die in erhebli​chem Ausmaß nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt erwarten lassen (LGBl. 25/1992) ist eine Anlassplanung, die die Inbetriebnahme von Anlagen von Unter​nehmen betrifft, deren „überwiegender Betriebszweck die thermische oder sonstige Behandlung oder stoffliche Verwertung von nicht im eigenen Betrieb anfallenden gefährlichen Abfällen und Altölen ist.“ Eine Karte für das Burgenland im Maßstab 1:300.000 weist Eignungszonen und Verbotszonen aus. Letztere sind Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Grundwasser​schutz- und –schongebiete, Fremdenver​kehrsstandorte und Fremdenverkehrseignungs​zonen, Biotop-Vorbehaltsflächen sowie „sonstige berücksichtigungswürdige Gebiete“. 

Die Gesamtbearbeitungsmenge darf für die Anlagen des Nord- und Südburgenlan​des jeweils 3.000 t nicht überschreiten.

Das Salzburger Landesentwicklungsprogramm (LGBl. 98/1992, i.d.F. 29/2000) beschreibt die Grundsätze und Leitlinien der Landesplanung (8 Grundsätze) sowie die Landesstruktur und räumliche Gliederung des Landes. Sie unterscheidet  

· im Zentralraum vier Gemeindetypen (Ballungskern, Ballungsrand, Verdichtung, ländlich strukturierte Gemeinden) 
· im Ländlichen Raum drei Gemeindetypen (Verdichtung, touristisch gesprägt, ländlich strukturiert).

Weiters werden die

· Hauptverkehrsachsen (als Hauptverbindungsrouten innerhalb des Landes und zwischen zentralen Orten) und Entwicklungsachsen (vier Achsen zur Ordnung verdichteter Siedlungsbereiche) definiert und die

· Zentralörtliche Struktur (als angestrebte Funktion) in 5 Stufen 

· Stufe A – spezialisierter höherer Bedarf – Stadt Salzburg

· Stufe B – gehobener Bedarf – 5 Zentren (8 Gemeinden)

· Stufe C – höherer Grundbedarf – 7 Zentren (10 Gemeinden)

· Stufe D – qualifizierter Grundbedarf – 12 Zentren (13 Gemeinden) 

· Stufe E – Grundbedarf (Bestimmung durch die Regionalplanung) 

be​schrieben. 

Außerdem werden die

· Planungsregionen (16) bestimmt. (Regionalverbänden wird nach § 9 (2) SROG die Aufgabe der Regionalplanung übertragen).

In einem weiteren Abschnitt werden die detaillierten Ziele und Maßnahmen für das Bundesland (in den Bereichen Siedlungsentwicklung und Freiraumordnung, Wirt​schaft und Fremdenverkehr, soziale und technische Infrastruktur sowie raumstruk​turelle Vernetzung), für den Zentralraum und den ländlichen Raum beschrieben (3).

Grundsätzliche Ziele und Maßnahmen werden auch für Fachbereiche formuliert. Es wird weiters vorgeschlagen, insgesamt 21 Sachprogramme zu erstellen, wobei 6 Themen als besonders dringlich bezeichnet werden.

Wesentlich ist auch die Feststellung, dass raumbedeutsame Planungen und Maß​nahmen nur im Einklang mit den Festlegungen des Landesentwicklungsprogram​ms stehen dürfen.

Im Jahr 2000 wurde mit der Überarbeitung des Landesentwicklungsprogramms 1994 begonnen. Hiezu wurden sechs Leitsätze vereinbart: 

· Korrektur redaktioneller Mängel und Beseitigung von inhaltlichen Redundan​zen

· Überprüfung des Erfordernisses aller bestehenden Bestimmungen

· erhöhte Transparenz durch bessere Lesbarkeit und fachlich Begründung der Bestimmungen

· Verbesserung der Vollziehbarkeit

· Stärkung der Entwicklungsplanung 

· Reaktion auf neue Herausforderungen (z.B. europäische Raumentwicklungs​politik, Implementierung von Instrumenten, Glossar raumplanerischer Beg​riffe)

Das Ergebnis der beiden Hörungsverfahren liegt nun als Gesamtüberarbeitung 2002 vor. Wesentliche Änderungen betreffen die Ziele und Maßnahmen zur Ord​nung und Entwicklung der Landesstruktur, der grenzüberschreitenden Raumpla​nung soll soll ein eigener Abschnitt gewidmet werden (Einbeziehung der vier be​stehenden Kooperationen).

2.2. Weitere Entwicklungskonzepte und Leitbilder.

Die Visionen oder Leitbilder einer künftigen Entwicklung wurden vor allem in den 90iger-Jahren von den Ländern in unterschiedliche Formen gegossen. Grundlage war zumeist die Arbeit eines externen Gutachters oder Gutachterteams, die in einer mehr oder minder engen Zusammenarbeit mit Vertretern des Landes zu je​nem Produkt weiterentwickelt wurde, das dann offiziell von der Landesregierung angenommen und nach außen vertreten worden ist. Mit diesen Produkten wurden in der Regel drei Ziele verfolgt:

· die Erarbeitung eines für die Öffentlichkeit sichtbaren Produkts zur Förde​rung der Entwicklung des Landes

· die Formulierung einer Leitlinie nach innen (vor allem für die Verwaltung) als mittelfristiges Operationspaket 

· die Sichtbarmachung von Landesinteressen nach außen – vor allem als Sig​nal für die Wirtschaft und deren Investoren, aber auch als Forderungskatalog an gegenbeteiligte öffentliche Partner.

Das dritte Element spielt zumeist eine besondere Rolle. Dies wird vor allem dann sichtbar, wenn zu einem Regionalwirtschaftlichem Entwicklungsleitbild ein Ent​wicklungsleitbild dazugestellt wird – wie dies zuletzt in Kärnten und Oberösterreich geschehen ist – oder wenn sich die Entwicklungsinteressen eines Landes nur auf die Erarbeitung eines Wirtschaftsleitbildes – z.B. in Tirol und Vorarlberg – konzent​rieren.

Die Möglichkeit für Österreich, an der Regional- und Strukturpolitik der EU zu parti​zipieren, hat seit 1992 dazu geführt, dass sich vor allem Bund und Länder – viel​fach im Rahmen der Gremien der Österreichischen Raumordnungskonferenz – durch die Erarbeitung von Fördergebietskulissen, aber auch von sogenannten Re​gionalwirtschaft​lichen Konzepten entsprechend vorbereitet haben. Diese Konzepte haben kurzfristig zu einer engen Kooperation zwischen Raumordnungs- und Wirt​schaftspolitik geführt – in fast allen Ländern wurden Fragen der künftigen (mittel​fristigen) Entwicklungsvorstellungen erörtert – und zwei wesentliche Neuerungen gebracht:

· die Verbindung von Entwicklungskonzepten mit einem mehrjährigen Umset​zungs- und Finanzierungsplan und

· die Einführung der Evaluierung von Programmen (in Form von ex ante-, Halbzeit- und ex post-Evaluierungen). Die EU-Verordnungen haben die öster​reichischen Partner schon bei der Programmerstellung gezwungen, darüber nachzudenken, durch welche Schritte die erarbeiteten Programme realisiert werden können und wie der Umsetzungserfolg (Verstärkung der nationalen Bemühungen durch EU-Mittel und Sichtbarkeit des Einsatzes für den europäi​schen Bürger) letztlich auch nachgewiesen werden kann. 

Die „Schlachtrufe“ der Kommissionsvertreter: „give me a picture“, „value for money“ und „more visibility“ bleiben unvergessen, denn sie haben einen Quantensprung in der nationalen Regional- und Entwicklungspolitik ausgelöst.

2.2.1. Entwicklungskonzepte.

Ein etwas unkonventionelles Produkt war das Entwicklungskonzept für das Bur​genland „Land zum Leben“, das 1994 von der Österreichischen Gesellschaft für Marketing auf breiter Basis erarbeitet und einem intensiven politischen Diskussi​onsprozess unterworden worden ist. Es wurde zur Vorbereitung des Ziel 1-Pro​gramms Burgenland im Juni 1993 in Auftrag gegeben und in einer erstaunlich kurzen Zeit im September 1994 abgeschlossen.

Ziel des Konzepts war unter anderem die Erarbeitung von

· landes- und regionalpolitischen Leitlinien für die Zukunft,

· Entwicklungsvorschlägen zu Maßnahmen und zur Neupositionierung des Landes nach innen und außen,

· differenzierten Entwicklungsvorschlägen für die Regionen sowie von

· Fallbeispielen für konkrete, umsetzungs- und anwendungsorientierte Lösun​gen,

aber auch die Bildung einer breiten Diskussionsplattform durch Einbindung von Fachleuten, Politikern und Bürgern zur Mobilisierung von Visionen und Innovatio​nen.

In dem Konzept wurden als ein Ergebnis „10 Gebote“ der Entwicklungspolitik erar​beitet:

· Leitmotto: Land zum Leben – Erhaltung des ökologischen, sozialen und kul​turellen Status, der Mensch im Mittelpunkt

· die weichen Faktoren des Landes – intakte Umwelt, viel Raum, Lebensqua​lität, Sozialgefüge, Vielfalt

· Ausbau der Infrastruktur zur Verbesserung der Standortqualität

· Nutzung vorhandener Strukturen bei allen Entwicklungsüberlegungen

· kreislauforientiertes und vernetztes Denken als Grundlage für zukünftiges Handeln

· Förderung der Vielfalt, Vermeidung von Monostrukturen: Verbindung von In​novation und Tradition, endogener und exogener Entwicklung

· Offenheit in allen Richtungen – räumliche und geistige Mobilität, Kooperati​ons​bereitschaft, Verzicht auf Protektion

· Umverteilungspolitik in der Raumordnung – mehr Raum für Leben, Freizeit, Tourismus, Landwirtschaft; Beschränkung von Bauland und Besiedlung

· Verringerung der regionalen wirtschaftlichen Unterschiede bei Bewahrung der lokalen Eigenarten 

· Basiseinheit aller Entwicklungsüberlegungen ist die Kleinregion = die Identifi​ka​tionsregion (keine Deckung mit politischen Grenzen)

Schließlich wurden neun Wirtschaftsregionen mit unterschiedlichen Schwerpunkten definiert, die im folgenden Ziel 1-Programm berücksichtigt worden sind.

Durch die Verbindung dieses Entwicklungskonzepts mit dem Instrumentarium der EU-Regionalpolitik hat es große Gestaltungskraft entwickelt, die bis heute nach​wirkt, auch wenn einige zentrale Anliegen – wie z.B. die Reduzierung der regiona​len Entwick​lungsunterschiede – bisher nicht realisiert werden konnten.

Das zweite Entwicklungskonzept, das hier genannt werden sollte, ist der Entwurf für das Landesentwicklungskonzept für Niederösterreich, der seit Herbst 2002 in​tensiv diskutiert wird. Es wird als Dokument verstanden, das „die Grundzüge der räumlichen Ordnung und Entwicklung eines Landes als Ziele der Raumordnung und der Landesplanung festlegt. (Es ist) .... ein strategisches Steuerungsinstrument auf oberster Ebene für die landesweite Raumordnung und Raumentwicklung, es stellt das formale Dach der landesplanerischen Aktivitäten in unterschiedlichen Sektoren, Fachbereichen und auf vielen Ebenen dar.“ (4)

Struktur und Inhalt des Konzeptentwurfs belegen die Vertrautheit mit aktuellen Konzepten auf internationaler und nationaler Ebene, die Gliederung in

· neue Herausforderungen

· generelles Leitbild (Gleichwertige Lebensbedingungen – Wettbewerbsfähige Regionen und Raumstrukturen – Nachhaltige, umweltfreundliche und scho​nende Nutzung der natürlichen Ressourcen)

· räumliche Leitbilder 

· internationale und nationale Positionierung

· Prinzipien der räumlichen Entwicklung

· Zentren- und Standortestruktur

· Achsen und Korridore

· Schutz-, Eignungs- und Vorranggebiete

· Gebietskategorien

· Operative Raumeinheiten

· sektorale Leitbilder (13 Sektoren)

· Zielerreichung – Strategien (Instrumente – Akteure – Strategiepläne)

zeigt das engagierte Interesse, das Konzept räumlich und sektoral zu konkretieren und so operabel und umsetzbar zu machen. Es ist nach dem Salzburger Landes​entwicklungs​programm der zweite vielversprechende Ansatz, durch Bündelung aller raumrelevanten Kräfte eine erfolgreiche Umsetzung von Entwicklungsvorstel​lungen zu erreichen. Die vor​programmierte Schwäche dieses Konzepts liegt in der vorgesehenen Unverbindlichkeit für den Bürger, was Konsequenzen im Inter​essenskonflikt und Rechtsstreit hat. Außerdem wäre wünschenswert, wenn mit der Verabschiedung des Landesentwicklungskonzepts auch ein Signal gesetzt wer​den würde, die Realisierung und Wirksamkeit des Konzepts durch Evaluierung nach einigen Jahren zu überprüfen. 

2.2.2. Entwicklungsleitbilder.

Im Juni 1998 wurde das Entwicklungsleitbild „Zukunft Kärnten“ von der Landesre​gierung verabschiedet, das „leitbildhafte Festlegungen der künftigen Entwicklung“ (5) beschreibt. Es folgt der Vision: „Die intakte Umwelt, das geistig kulturelle Klima – begründet in der einzigartigen Lage als Schnittpunkt dreier Kulturkreise – ma​chen Kärnten unverwechselbar.“ Dabei gilt es,

· Voraussetzungen als Chancen zu erkennen

· Brücke in eine wettbewerbsfähige Zukunft zu sein

· Offenheit für Menschen mit Ideen zu sichern 

· Unverwchselbarkeit als Chance zu sehen

Das Entwicklungsleitbild hat vier strategische Leitziele:

· Schaffung optimaler Rahmenbedingungen am Standort Kärnten

· Schaffung nachhaltiger Wirtschaftsstrukturen

· Vernetzung und Kooperation 

· Standortmarketing für das „Unternehmen Kärnten“

Bei der Umsetzung, die als dauerhafter Prozess gesehen wird, geht es um

· Planungs- und Umsetzungskooperation,

· partizipative Projektplanung,

· frühzeitige Einbindung der Akteure,

· integrative, vernetzte Vorgehensweise,

· stärkere Nutzung der Synergiepotentiale,

· Koordination zwischen Schwerpunkten und

· Eiffizienzsteigerung.

Die Konkretisierung des Leitbildes und dessen Umsetzung erfolgte im ersten Jahr durch die Verabschiedung eines Umsetzungsprogramms 1998, das auf die vier strategischen Leitziele und deren Unterziele ausgerichtet ist. Die vielfältigen Akti​vitätsbereiche signalisieren, dass die Raumordnung bei der Umsetzung dieses Leitbildes als Programmkoordinator und Projektmanager vorgesehen ist, was in der Geschäftsstellenfunktion dieser Abteilung beim Amt der Landesregierung sichtbar wird. Es ergibt sich somit auch „die Chance, die Landesentwicklung Kärntens über das Leitbild, über die regionale bis zur kommunalen Entwicklung abzustimmen“ (5).

2.2.3. 
Regionalwirtschaftliche Entwicklungsleitbilder.

Das Regionalwirtschaftliche Entwicklungsleitbild Oberösterreich wurde 1999 als „strate​gischer Rahmen für die EU-Förderprogramme der Periode 2000-2006 konzi​piert und soll neue Grundlagen für eine eigenständige Regionalpolitik in Oberöster​reich und seinen Teilregionen bereitstellen“ (6). Das Leitbild „formuliert Ziele und zielführende Strategien für die regionalwirtschaftliche Gestaltung des Landes.. Es gibt aber ... keine detaillierte Handlungsanleitung. Planung ist ein Prozess... In die​sem Prozess soll das Entwicklungs​leitbild als Orientierungshilfe dienen.... (Es) vermittelt ... Anregungen für wirtschaftliche Schwerpunktsetzungen, deren Konkre​tisierung wird aber nicht ‚von oben’ vorgegeben, sie ist jeweils ‚vor Ort’ – vor allem auf der Ebene der Regionalmanagements – von den wirtschaftspolitischen Akteu​ren und Akteurinnen vorzunehmen“ (7).

Das Entwicklungsleitbild ist ein wachstumsorientiertes Konzept mit Zielsetzungen für die exportorientierte und für die regional orientierte Wirtschaft in drei unter​schiedlichen Teilräumen: dem Zentralraum und angrenzenden Verdichtungsge​bieten, dem außeralpinen ländlichen Raum und dem alpinen ländlichen Raum.

Strategische Grundsätze für die exportorientierte Wirtschaft sind:

· Innovation und Kooperation durch Cluster

· Bündelung von Kooperationen in Technologie-, Kompetenz- und Impulszent​ren

· Wachstumsorientierung der Verkehrs- und Komunikationsinfrastruktur

· Anwendung moderner Informations- und Kommunikationstechnologien

· Forcierung der Aus- und Weiterbildung in allen Regionen

· Erhöhung der Netzwerkfähigkeit von Unternehmen

· Realisierung einer polyzentralen Struktur im Zentralraum 

· Nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums

Strategische Grundsätze für die regional orientierte Wirtschaft sind:

· Optimierung der Siedlungsstruktur (Verdichtung, Funktionsmischung und de​zen​trale Konzentration)

· kreislaufbezogene Ressourcennutzung

· regionales Mobilitätsmanagement

· Sicherung der Grundversorgung in zentralen Orten (Belebung der Stadt- und Orts​kerne)

· aktive Arbeitsmarktpolitik 

· Bildung kommunaler Netze

In einem Umsetzungskapitel werden die regionalen Umsetzungsstrategien für die drei Raumtypen dargestellt. Eine zentrale Rolle kommt dabei einerseits den regio​nalisierten Konzepten und Leitbildern, andererseits den Regionalmanagementstel​len zu. Der Beitrag der Raumordnung zur Umsetzung dieses Konzepts ist be​grenzt, die Abstimmung mit dem 

OÖ Landesraumordnungsprogramm angesprochen, in der räumlichen Einteilung aber nur teilweise übereinstimmend.

An dieser Stelle soll auch auf das Wirtschaftsleitbild Tirol – Gemeinsam schaffen wir die Zukunft hingewiesen werden, das im Mai 1998 von der Landesregierung beschlossen worden ist. Das Leitbild soll ein Orientierungsrahmen und strategi​sches Instrument als Grundlage für politische Entscheidungen sind, seine Bot​schaft ist an viele Adressaten gerichtet, die Umsetzung soll laufend beobachtet und evaluiert werden (8).

Es ist auf drei große Ziele ausgerichtet:

· Erhöhung der Wertschöpfung der Wirtschaft und Steigerung des Einkom​mens der Bevölkerung

· Sicherung und Ausweitung der Arbeits- und Beschäftigungsmöglichkeiten 

· haushälterischer und schonender Umgang mit den knappen Ressourcen (dabei wird auf Zielkonflikte, z.B. zwischen betrieblichen und räumlichen Konzentrations​prozessen sowie regionalwirtschaftlichen Zielen hingewiesen)

In den Leitlinien und Strategien zukünftiger Wirtschaftsentwicklung wird auch dem Thema Standortqualität und Regionalentwicklung ein Abschnitt gewidmet. Dabei wird gefordert, dass

· Land und Gemeinden eine transparente und vorausschauende Bodenpolitik mit klarer Schwerpunktsetzung betreiben,

· den Grundsatz des sparsamen, haushälterischen Umganges mit Grund und Boden auch im Rahmen der wirtschaftlichen Entwicklung beachten sollen und

· die wirtschaftliche Infrastruktur koordiniert weiterentwickelt, wobei der imma​te​riellen Infrastruktur verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet werden soll,

· das Land seine regionalpolitischen Aktivitäten verstärkt auf die Strategie der eigen​ständigen Regionalentwicklung ausrichtet,

· in allen Landesteilen unter Beachtung natur- und lagebedingter Gegeben​heiten möglichst gleichwertige (nicht gleichartige) Lebens- und Wirtschafts​bedingungen angestrebt werden und dass

· eine effiziente „Arbeitsteilung“ zwischen urbanen Verdichtungsräumen und den ländlichen peripheren Räumen sowie eine Stärkung der wechselseitigen Beziehungen angestrebt wird. 

Wer die Genese dieses Wirtschaftsleitbildes etwas mitverfolgen konnte, versteht, wieso Aspekte der Raumordnung im Leitbild Bedeutung haben und die Raumord​nung im Umsetzungsprozess eine wesentlichere Rolle spielen soll.

2.2.4. Regionalwirtschaftliche Konzepte.

Zur Vorbereitung der Programmplanungsdokumente für die erste Strukturfondspe​riode 1995-1999 wurde im Rahmen der Österreichischen Raumordnungskonferenz auch eine Modellbearbeitung Regionalwirtschaftliches Konzept Burgenland vorge​nommen, die 1994 in der ÖROK-Schriftenreihe als Nr. 113 veröffentlicht worden ist. Nach Meinung des Gut​achters stellt das Pilotprojekt eine „geeignete Grundlage für die Ausarbeitung ggf. erforderlicher offizieller Texte der zuständigen Hoheitsverwaltung“ (für das Ziel 1-Programm) dar (9).

Die inhaltliche Gliederung dieses Konzepts, das in Kooperation zwischen Gut​achtern und einer Arbeitsgruppe des Landes Burgenland erarbeitet worden ist, berücksichtigte die Anforderungen der EU-Kommission und den Gliederungsent​wurf für Programmplanungsdokumente, der 1992 im Rahmen der ÖROK-Gremien erarbeitet worden ist:

· Problem- und Ursachenanalyse

· Stärken-/Schwächenanalyse

· Entwicklungsvarianten

· Variante 1: den Aufholprozess fortsetzen

· Variante 2: einen Entwicklungssprung wagen

· Leitbild (Mittelfristiges Leitbild – Kurzfristige Orientierungen)

· Maßnahmen

· Sicherung längerfristiger Optionen

· Verbesserung der Standortstruktur

· Verbesserung von Betriebsergebnissen durch verstärktes Know-how

· Verbesserung spezifischer Qualifikationsstrukturen

In einem Kommentar des Bundes zum Erstellungsprozess wurde auf die Bedeu​tung der gleichzeitigen Bearbeitung des Landesentwicklungsprogramms und des Regionalwirt​schaftlichen Konzepts (erhöhter Abstimmungsbedarf, bessere Fundie​rung der Programme) und auf die „langjährige österreichische Erfahrung“ hinge​wiesen, dass „Raumordnung und Regionalpolitik nicht völlig getrennt voneinander gesehen werden sollten, sondern sich gegenseitig bedingen und sinnvoll ergänzen“ (10).

Im Bericht des Landes Burgenland wurde festgehalten, dass das Konzept „eine brauchbare Basis für die Erarbeitung des regionalen Entwicklungsplans für Brüs​sel“ ist, aber nach aktuellem Stand noch nicht als endgültig angesehen werden kann (nicht alle Auftragsarbeiten vorhanden, Abstimmung innerhalb des Burgen​landes nicht abge​schlossen, Zeitspanne zur Einreichung des Programms in Brüs​sel unbekannt, wichtige Daten noch nicht verfügbar) (11).

Es wurde bereits einmal auf die damals enge(re) Zusammenarbeit zwischen Regi​onal​politik und Raumordnung hingewiesen. Dieses „window of opportunity“ wurde anlässlich der Programmerstellung für die Periode 2000-2006 nicht mehr in allen Ländern genutzt, in der Umsetzung der Programme im Rahmen der EU-Regional​politik ist in den letzten Jahren wieder eine vergrößerte Distanz festzustellen – das Interesse der Politik an Raumentwicklungsfragen wird dadurch nicht gefördert.

3. Neue Herausforderungen.

Für die Erstellung, Umsetzung und Evaluierung von Landesentwicklungsprogram​men ergeben sich aus heutiger Sicht vier Herausforderungen, auf die es in Zukunft stärker einzugehen gilt:

· die Einbettung der Raumordnungs- und Raumentwicklungsvorstellungen der Länder in das hierarchische System der Planung von der europäischen bis zur lokalen Ebene

· die Einbeziehung grenzüberschreitender Planung in die jeweiligen Planungs- und Aktionshierarchien

· die Wirksamkeit und Umsetzbarkeit der Ordnungs- und Entwicklungsvorstel​lungen in Zeiten zunehmender Planungskonkurrenz 

· die Anpassung an die Veränderungen der Rahmenbedingungen und Aufga​ben​stellungen bei der Erstellung und Umsetzung von Programmen, Konzep​ten und Leitlinien

Im Österreichischen Raumentwicklungskonzept 2001 wird ausgeführt, dass sich die inter​nationalen Rahmenbedingungen für Raumordnung, Raumentwicklung und Regionalpolitik grundlegend verändert haben. Grundlegende Änderungen in der Gesellschaft (Informa​tions- und Freizeitgesellschaft) und deren Struktur, die zu​nehmende Vielfalt an Lebens​formen und die wachsende Mobilität der Menschen haben erhebliche räumliche Konse​quenzen. Gleichzeitig sinkt die Bereitschaft der Betroffenen, unerwünschte Planungen „von oben“ – auf allen Ebenen – und Be​schränkungen in der Nutzung und Gestaltung des eigenen Lebensraums zu ak​zeptieren, die frühzeitige Einbeziehung in Planungsprozesse wird begehrt.

Politik und Verwaltung reagieren mit der Erweiterung von Entscheidungsspielräu​men im Kleinen und mit dem Schritt von der verbindlichen zur unverbindlichen Pla​nung. Dennoch erfordern langfristige Ziele (z.B. die nachhaltige Nutzung von Res​sourcen) und Nutzungs​konflikte regelnde und rechtsverbindliche Eingriffe, sollen Allgemeininteressen gegenüber Einzelinteressen weiterhin durchsetzbar bleiben (12). 

Planung darf nicht Selbstzweck sein, sondern muss auf seine Anwendung und Umsetzung ausgerichtet werden. Das bedeutet, dass im Erstellungsprozess auf breitere Mitwirkung zu achten ist, vor allem in jenen Bereichen, die im Umsetzungsprozess eine beson​dere Rolle spielen sollen. Dies sind in erster Linie Partner der öffentlichen Hand und Vertreter der Regionen oder funktionellen Räume, aber auch Projektträger für Leit​projekte. 

Aus der aktuellen Bestandsaufnahme lassen sich für die Erstellung von Landes​raum​ordnungsprogrammen oder Entwicklungskonzepten folgende relevante As​pekte ableiten, wobei festzustellen ist, dass vieles bei der Erarbeitung des Nieder​österreichischen Landesentwicklungskonzepts berücksichtigt worden ist:

· Die Erarbeitung eines Entwicklungskonzepts muss als eine von der Allge​meinheit gut erkennbare Notwendigkeit dargestellt werden können. Die Ent​wicklungstrends und festgelegten Ziele sind der Öffentlichkeit gut aufbereitet zu präsentieren und in einem intensiven Diskussionsprozess zu unterziehen. Die Qualität der Sprache und der Präsentation entscheidet oft über die Ak​zeptanz von Produkten und Zwischen​produkten. Information und interaktive Prozesse sind durch gute Zugängleichkeit für alle zu fördern.

· Die wesentlichen Elemente eines Entwicklungskonzepts müssen so gestal​tet werden, dass ihre Weiterverwendung maßstabsgerecht auf anderen Ebe​nen erleichtert wird. Die Anwendungs- und Umsetzungsorientierung ist mit den Zielgruppen (sektoral, räumlich) gemeinsam zu erarbeiten. Dabei ist eine klare Trennung zwischen ordnungspolitischen und entwicklungspoliti​schen Elementen vorzusehen und sichtbar zu machen. 

· Das Konzept soll der Darstellung der Interessen und deren Umsetzung nach innen und außen dienen – dies macht die Verwendung einer allgemein ver​ständlichen Sprache und klarer Bilder erforderlich, die auch die Interessen der nationalen und internationalen Partner reflektieren.

· Im Erstellungprozess sind mögliche Kooperationspartner einzubinden, um deren Entwicklungsvorstellungen und –ziele frühzeitig in die eigenen Überle​gungen einbinden zu können. Für die Landesebene reichen mögliche Koope​rationspartner von der europäischen Ebene bis in die Kleinregionen, in Ein​zelfällen bis auf die Gemeindeebene. 

· Die Verbindungen zu den vielfältigen Programmen und Projekten der EU-Re​gionalpolitik, die für den Umsetzungsprozess von großer Bedeutung sind, sind in besonderer Weise zu pflegen. Dies gilt auch für die Partner aus den angrenzenden Nachbarstaaten.

· Der Anwendung- und Umsetzungserfolg einer Landeskonzepts ist durch re​gionales Management, durch Beratung und Betreuung von Projektträgern sowie durch Verknüpfungen mit den relevanten Finanz- und Förderungsma​nagements zu fördern.

· Der Erfolg eines Entwicklungskonzepts ist durch die laufende Beobachtung der Umsetzung und Anwendung sowie durch begleitende Evaluierungs​schritte für Verantwortliche und Betroffene der Planungen und Maßnahmen zu beobachten und zur Grundlage allfälliger Korrekturen zu machen. Erst die ständige Auseinandersetzung mit Planungsinstrumenten macht deren Stel​lenwert für Politik, Wirtschaft und Bevölkerung erkennbar.

Auch hier gilt das Wort von Boris Pasternak:

„Was wir heute tun, entscheidet, wie die Welt morgen aussehen wird.“

_______________________________

Dr. Eduard Kunze

Österreichsiche Raumordnungskonferenz (ÖROK)

Geschäftsstelle im Bundeskanzleramt
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